
57. Jahrestagung der Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlandesgerichte, des
Kammergerichts, des Bayerischen Obersten Landesgerichts und des Bundesgerichts-
hofs vom 23. bis 25. Mai 2005 in Braunschweig

E n t s c h l i e ß u n g

Die Konferenz hat sich mit dem Vorhaben der „Großen Justizreform“ befasst.

Sie hält fest, dass der – auch international -  anerkannte Standard der Rechtspflege in

Deutschland eine grundlegende Reform nicht erfordert.

Die im Zusammenhang mit dem Reformvorhaben erfolgten Untersuchungen der Justizministe-

rien haben den Vorwurf einer Hypertrophie unseres Rechtsmittelsystems widerlegt und die

Leistungskraft und Qualität unserer Rechtspflege bestätigt.

Gleichwohl verschließt sich die Konferenz Veränderungsansätzen nicht, um der durch den Ge-

setzgeber ständig erhöhten Aufgabenlast einerseits und den Sparmaßnahmen der Länder zu

Lasten der Gerichte andererseits Rechnung zu tragen.

Reformvorhaben, die die Arbeit der Gerichte spürbar erleichtern und ihre Funktionsfähigkeit

sichern, sind ein ständiges Anliegen der Justiz und verdienen auch weiterhin Unterstützung.

Im weiteren Verlauf der Reformdiskussion wird auch darauf zu achten sein, dass der Rechts-

schutz der Bürger nicht über Gebühr beeinträchtigt wird und die Motivation und Leistungsbe-

reitschaft in der Justiz erhalten bleiben.

Vor Abschluss der eingeleiteten Evaluierung der zum 1. Januar 2002 in Kraft getretenen Re-

form der Zivilprozessordnung sollte das Rechtsmittelsystem nicht erneut grundlegend geändert

werden. Begrüßt wird, dass Überlegungen nicht weiter verfolgt werden sollen, im Zivilprozess

das Rechtsmittel der Revision durch eine Vorlagemöglichkeit zu ersetzen.

Die Konferenz wird das Reformvorhaben konstruktiv und kritisch begleiten. Sie geht davon

aus, dass die betroffene Gerichtspraxis im weiteren Verlauf eingehend und aufgeschlossen

beteiligt wird.


